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Der Senat von Berlin 
GPG – Krisenstab – 
Tel.: 9028 (928) 1825 
 
 
 
An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei – G Sen – 
 
 
 
V o r l a g e 
 
– zur Kenntnisnahme – 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über die Zehnte Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungsmaß-

nahmenverordnung 

 

 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu neh-

men, dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

 

Zehnte Verordnung zur Änderung der  

SARS-Cov-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung  

Vom 9. Juni 2020 

Aufgrund des § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) 

geändert worden ist, verordnet der Senat: 

Artikel 1 

Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung 

Die SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung vom 22. März 2020, verkün-

det am 22. März 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung von Ge-

setzen und Rechtsverordnungen vom 29. Januar 1953 (GVBl. S. 106), das zuletzt 

durch Artikel V des Gesetzes vom 9. November 1995 (GVBl. S. 764) geändert worden 

ist, zuletzt geändert durch Verordnung vom 28. Mai 2020, die am 29. Mai 2020 eben-

falls nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung von Gesetzen und Rechts-

verordnungen verkündet worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. In § 5 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „bis 23 Uhr“ gestrichen. 
 
2. In § 6 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „von 6 bis 23 Uhr“ gestrichen. 
 
3. § 24 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Nummer 15 werden die Angabe „und 3“ durch die Angabe „und 5“ ersetzt und 

die Wörter „und der Zutrittsregelung bezogen auf die maximal für die jeweilige Flä-
che zugelassene Personenzahl“ gestrichen. 

 
b) In Nummer 19 werden die Wörter „Museen, Gedenkstätten und ähnlichen Kultur-

und Bildungseinrichtungen, Bibliotheken und Archive“ durch die Wörter „einer öf-
fentlichen Bibliothek“ ersetzt. 

 
c) In Nummer 32 wird die Angabe „und 6“ gestrichen. 
 
d) In Nummer 34 wird die Angabe „und 6“ gestrichen. 
 
e) In Nummer 41 wird die Angabe „1.Juni“ durch die Angabe „2. Juni“ ersetzt. 
 
f) In Nummer 42 wird die Abgabe „1. Juni“ durch die Angabe „2. Juni“ ersetzt. 
 
g) Nummer 55 wird aufgehoben. 
 
h) Die bisherigen Nummern 56 bis 64 werden die Nummern 55 bis 63. 
 
i) In der neuen Nummer 57 wird die Angabe „bis 3“ durch die Angabe „bis 5“ ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 10. Juni 2020 in Kraft.  
 
 
 
A. Begründung:  

 
a) Allgemeines: 

Die Änderungen der SARS-CoV-2-EindmaßnV setzen zum Teil Vorgaben des 
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg um. Zum Teil enthalten die Än-
derungen Berichtigungen von Verweisen. 

 
b) Einzelbegründung: 

 
1. Zu Nr. 1 und Nr. 2: 

In einem laufenden Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg, bei dem es um die Öffnungszeitenregelung für Gaststätten 
geht, hat das Oberverwaltungsgericht mitgeteilt, dass es diese Regelung 
für unverhältnismäßig hält. In der Folge hat sich der Senat dazu entschie-
den, die Öffnungszeitenbegrenzung für die in § 5 Absatz 4 genannten Be-
triebe und für Gaststätten entfallen zu lassen. 
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2. Zu Nr. 3: 

Die Änderungen berichtigen Verweise in § 24 auf einige Regelungen der 
Verordnung. 
 

 
B. Rechtsgrundlage: 
 § 32 IfSG 
 
C.  Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen, Ge-

samtkosten und Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
 Durch die Verordnung keine. 
 
D. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  
 Jedes Bundesland trifft die erforderlichen Maßnahmen aufgrund der länderspezi-

fischen Gegebenheiten. 
 
 
 
Berlin, den 9. Juni 2020 
 

Der Senat von Berlin 
 
 
 
Michael Müller D. Kalayci 
Regierender Bürgermeister Senatorin für Gesundheit,  
 Pflege und Gleichstellung 



 

 

Anlage zur Vorlage an  
das Abgeordnetenhaus 

 
 
I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 
 

 
Alte Fassung Neue Fassung 

 
§ 5 

Besondere Arten von Gewerbebetrieben, 
Kultur und besondere Hygieneregeln 

 

(4) Spielhallen, Spielbanken, Wettvermitt-

lungsstellen und ähnliche Betriebe dürfen ab 

dem 2. Juni 2020 bis 23 Uhr für den Publi-

kumsverkehr geöffnet werden. Für gastrono-

mische Angebote gelten die Regelungen des 

§ 6 entsprechend. Für das Personal mit Gäs-

tekontakt gilt § 2 Absatz 4 Nummer 9 entspre-

chend. 

 
§ 6 

Gaststätten und Hotels 
 

(2) Gaststätten mit zubereitetem Speiseange-

bot dürfen von 6 bis 23 Uhr für den Publi-

kumsverkehr geöffnet werden. Über die nach 

§ 2 einzuhaltenden Hygieneregelungen hin-

aus sind die nachfolgenden bereichsspezifi-

schen Hygieneanforderungen einzuhalten. 

Speisen und Getränke dürfen nur an Tischen 

angeboten und verzehrt werden. Selbstbedie-

nungsbuffets dürfen nicht angeboten werden. 

Zwischen den Tischen einschließlich Bestuh-

lung ist ein Mindestabstand von 1,5 Metern 

einzuhalten; in diesem Abstandsbereich dür-

fen sich keine Personen aufhalten. Ein ver-

stärktes Reinigungs- und Desinfektionsre-

gime wird insbesondere durch Desinfektion 

der Tischplatten nach jedem Gästewechsel o-

der Wechseln der Tischwäsche sicherge-

stellt. Die Regelungen zur Kontaktbeschrän-

kung gemäß §§ 1, 2 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 4 und § 3 Absatz 1 bleiben unberührt.  

 
§ 5 

Besondere Arten von Gewerbebetrieben, 
Kultur und besondere Hygieneregeln 

 

(4) Spielhallen, Spielbanken, Wettvermitt-

lungsstellen und ähnliche Betriebe dürfen ab 

dem 2. Juni 2020 für den Publikumsverkehr 

geöffnet werden. Für gastronomische Ange-

bote gelten die Regelungen des § 6 entspre-

chend. Für das Personal mit Gästekontakt gilt 

§ 2 Absatz 4 Nummer 9 entsprechend. 

 
 

§ 6 
Gaststätten und Hotels 

 

(2) Gaststätten mit zubereitetem Speiseange-

bot dürfen für den Publikumsverkehr geöffnet 

werden. Über die nach § 2 einzuhaltenden 

Hygieneregelungen hinaus sind die nachfol-

genden bereichsspezifischen Hygieneanfor-

derungen einzuhalten. Speisen und Getränke 

dürfen nur an Tischen angeboten und ver-

zehrt werden. Selbstbedienungsbuffets dür-

fen nicht angeboten werden. Zwischen den 

Tischen einschließlich Bestuhlung ist ein Min-

destabstand von 1,5 Metern einzuhalten; in 

diesem Abstandsbereich dürfen sich keine 

Personen aufhalten. Ein verstärktes Reini-

gungs- und Desinfektionsregime wird insbe-

sondere durch Desinfektion der Tischplatten 

nach jedem Gästewechsel oder Wechseln 

der Tischwäsche sichergestellt. Die Regelun-

gen zur Kontaktbeschränkung gemäß §§ 1, 2 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und § 3 Absatz 1 

bleiben unberührt.  
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§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 

richtet sich nach § 73 Absatz 1a Nummer 24 

und Absatz 2 des Infektionsschutzgesetzes 

und dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 

19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt 

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. Dezem-

ber 2019 (BGBl. S. 2146) geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung.  

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach § 73 

Absatz 2 zweiter Halbsatz des Infektions-

schutzgesetzes mit einer Geldbuße von bis 

zu 25 000 Euro geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Ab-

satz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzge-

setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig 

1. entgegen § 1 Satz 2 den Mindestab-

stand von 1,5 Metern zu anderen als 

in § 1 Satz 3 genannten Personen 

nicht einhält, obwohl es die Umstände 

zulassen und keine Ausnahme nach 

§ 1 Satz 2 zweiter Halbsatz, § 3 Ab-

satz 2, § 5 Absatz 11 und 14, § 7 Ab-

satz 8 und 9 vorliegt, 

2. entgegen § 2 Absatz 1 als verantwort-

liche Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber, Einrichtungsleitung, Ge-

werbetreibende oder Gewerbetrei-

bender für die in den Teilen 2 bis 5 

dieser Verordnung geregelten Be-

triebe, Einrichtungen und Angebote 

auf Verlangen kein Hygienekonzept 

vorlegt und die Hygienevorschriften 

nach § 2 Absatz 1 und Absatz 2 nicht 

einhält, 

3. entgegen § 2 Absatz 4 keine Mund-

Nasen-Bedeckung trägt und keine 

Ausnahme nach § 2 Absatz 5 vorliegt,  

 

§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 

richtet sich nach § 73 Absatz 1a Nummer 24 

und Absatz 2 des Infektionsschutzgesetzes 

und dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 

19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt 

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. Dezem-

ber 2019 (BGBl. S. 2146) geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung.  

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach § 73 

Absatz 2 zweiter Halbsatz des Infektions-

schutzgesetzes mit einer Geldbuße von bis 

zu 25 000 Euro geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Ab-

satz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzge-

setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig 

1. entgegen § 1 Satz 2 den Mindestab-

stand von 1,5 Metern zu anderen als 

in § 1 Satz 3 genannten Personen 

nicht einhält, obwohl es die Umstände 

zulassen und keine Ausnahme nach 

§ 1 Satz 2 zweiter Halbsatz, § 3 Ab-

satz 2, § 5 Absatz 11 und 14, § 7 Ab-

satz 8 und 9 vorliegt, 

2. entgegen § 2 Absatz 1 als verantwort-

liche Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber, Einrichtungsleitung, Ge-

werbetreibende oder Gewerbetrei-

bender für die in den Teilen 2 bis 5 

dieser Verordnung geregelten Be-

triebe, Einrichtungen und Angebote 

auf Verlangen kein Hygienekonzept 

vorlegt und die Hygienevorschriften 

nach § 2 Absatz 1 und Absatz 2 nicht 

einhält, 

3. entgegen § 2 Absatz 4 keine Mund-

Nasen-Bedeckung trägt und keine 

Ausnahme nach § 2 Absatz 5 vorliegt,  
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4. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 sich mit 

anderen als den in § 3 Absatz 1 

Satz 1 genannten Personen im öffent-

lichen Raum aufhält und keine Aus-

nahme nach § 3 Absatz 2 vorliegt, 

5. entgegen § 3 Absatz 3 Nummer 2 

Satz 2 den Mindestabstand von 5 Me-

tern auf Wiesen und Freiflächen zu 

anderen als den in § 3 Absatz 1 

Satz 1 genannten Personen nicht ein-

hält, 

6. entgegen § 3 Absatz 3 Nummer 2 

Satz 3 grillt, Speisen zubereitet oder 

gewerblich anbietet, 

7. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 eine öf-

fentliche und nichtöffentliche Veran-

staltung, Zusammenkunft oder An-

sammlung durchführt und keine Aus-

nahme nach § 4 Absatz 1 Satz 2, § 4 

Absatz 2 oder § 3 Absatz 2 vorliegt, 

8. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 an einer 

öffentlichen oder nichtöffentlichen 

Veranstaltung, Zusammenkunft oder 

Ansammlung teilnimmt und keine 

Ausnahme nach § 4 Absatz 1 Satz 2, 

§ 4 Absatz 2 oder § 3 Absatz 2 vor-

liegt, 

9. entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 als Ver-

anstalterin oder Veranstalter keine 

Anwesenheitsdokumentation führt, 

diese nicht für die Dauer von vier Wo-

chen aufbewahrt oder sie auf Verlan-

gen der zuständigen Behörde nicht 

herausgibt,  

10. entgegen § 4a Absatz 1 Satz 1 als 

Veranstalterin oder Veranstalter einer 

kultisch-religiösen Veranstaltung nicht 

gewährleistet, dass der Mindestab-

stand von 1,5 Metern, die Hygienere-

geln nach § 4a Absatz 1 sowie die zu-

lässige Teilnehmendenzahl nach § 4a 

Absatz 2 eingehalten werden, 

4. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 sich mit 

anderen als den in § 3 Absatz 1 

Satz 1 genannten Personen im öffent-

lichen Raum aufhält und keine Aus-

nahme nach § 3 Absatz 2 vorliegt, 

5. entgegen § 3 Absatz 3 Nummer 2 

Satz 2 den Mindestabstand von 5 Me-

tern auf Wiesen und Freiflächen zu 

anderen als den in § 3 Absatz 1 

Satz 1 genannten Personen nicht ein-

hält, 

6. entgegen § 3 Absatz 3 Nummer 2 

Satz 3 grillt, Speisen zubereitet oder 

gewerblich anbietet, 

7. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 eine öf-

fentliche und nichtöffentliche Veran-

staltung, Zusammenkunft oder An-

sammlung durchführt und keine Aus-

nahme nach § 4 Absatz 1 Satz 2, § 4 

Absatz 2 oder § 3 Absatz 2 vorliegt, 

8. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 an einer 

öffentlichen oder nichtöffentlichen 

Veranstaltung, Zusammenkunft oder 

Ansammlung teilnimmt und keine 

Ausnahme nach § 4 Absatz 1 Satz 2, 

§ 4 Absatz 2 oder § 3 Absatz 2 vor-

liegt, 

9. entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 als Ver-

anstalterin oder Veranstalter keine 

Anwesenheitsdokumentation führt, 

diese nicht für die Dauer von vier Wo-

chen aufbewahrt oder sie auf Verlan-

gen der zuständigen Behörde nicht 

herausgibt,  

10. entgegen § 4a Absatz 1 Satz 1 als 

Veranstalterin oder Veranstalter einer 

kultisch-religiösen Veranstaltung nicht 

gewährleistet, dass der Mindestab-

stand von 1,5 Metern, die Hygienere-

geln nach § 4a Absatz 1 sowie die zu-

lässige Teilnehmendenzahl nach § 4a 

Absatz 2 eingehalten werden, 
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11. entgegen § 4a Absatz 1 Satz 5 als 

teilnehmende Person an der kultisch-

religiösen Veranstaltung Gegen-

stände zwischen mehreren Personen 

herumreicht, 

12. entgegen § 4b Absatz 1 Satz 1 als 

Versammlungsleitung von öffentli-

chen Versammlungen unter freiem 

Himmel nicht gewährleistet, dass der 

Mindestabstand von 1,5 Metern, die 

Hygieneregeln eingehalten werden, 

13. entgegen § 4b Absatz 2 Satz 1 als 

Versammlungsleitung von öffentli-

chen Versammlungen im geschlosse-

nem Raum nicht gewährleistet, dass 

der Mindestabstand von 1,5 Metern, 

die Hygieneregeln und entgegen § 4b 

Absatz 2 Satz 2 die zulässige Teilneh-

mendenzahl eingehalten werden, 

14. entgegen § 5 Absatz 1 Tanzlustbar-

keiten und ähnliche Unternehmen öff-

net, 

15. entgegen § 5 Absatz 3 Satz 2 und 3 

als Veranstalterin oder Veranstalter 

die Einhaltung der Teilnehmenden-

zahl und der Zutrittsregelung bezogen 

auf die maximal für die jeweilige Flä-

che zugelassene Personenanzahl 

nicht gewährleistet, 

16. entgegen § 5 Absatz 5 Satz 1 als Be-

treiberin oder Betreiber eines Kinos 

vor dem 30. Juni 2020 öffnet und ent-

gegen § 5 Absatz 5 Satz 2, 3 und 4 

die Einhaltung der Hygieneregeln 

nicht gewährleistet,  

17. entgegen § 5 Absatz 6 Satz 2 und 3 

als Betreiberin oder Betreiber von 

Freilichtkinos und sonstige kulturelle 

Veranstaltungen die Einhaltung des 

Mindestabstands und der Hygienere-

gelungen nicht gewährleistet,   

11. entgegen § 4a Absatz 1 Satz 5 als 

teilnehmende Person an der kultisch-

religiösen Veranstaltung Gegen-

stände zwischen mehreren Personen 

herumreicht, 

12. entgegen § 4b Absatz 1 Satz 1 als 

Versammlungsleitung von öffentli-

chen Versammlungen unter freiem 

Himmel nicht gewährleistet, dass der 

Mindestabstand von 1,5 Metern, die 

Hygieneregeln eingehalten werden, 

13. entgegen § 4b Absatz 2 Satz 1 als 

Versammlungsleitung von öffentli-

chen Versammlungen im geschlosse-

nem Raum nicht gewährleistet, dass 

der Mindestabstand von 1,5 Metern, 

die Hygieneregeln und entgegen § 4b 

Absatz 2 Satz 2 die zulässige Teilneh-

mendenzahl eingehalten werden, 

14. entgegen § 5 Absatz 1 Tanzlustbar-

keiten und ähnliche Unternehmen öff-

net, 

15. entgegen § 5 Absatz 3 Satz 2 und 5 

als Veranstalterin oder Veranstalter 

die Einhaltung der Teilnehmenden-

zahl nicht gewährleistet, 

 

 

16. entgegen § 5 Absatz 5 Satz 1 als Be-

treiberin oder Betreiber eines Kinos 

vor dem 30. Juni 2020 öffnet und ent-

gegen § 5 Absatz 5 Satz 2, 3 und 4 

die Einhaltung der Hygieneregeln 

nicht gewährleistet,  

17. entgegen § 5 Absatz 6 Satz 2 und 3 

als Betreiberin oder Betreiber von 

Freilichtkinos und sonstige kulturelle 

Veranstaltungen die Einhaltung des 

Mindestabstands und der Hygienere-

gelungen nicht gewährleistet,   
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18. entgegen § 5 Absatz 7 als verantwort-

liche Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber eines Autokinos nicht ge-

währleistet, dass der Mindestabstand 

von 1,5 Metern zwischen den Kraft-

fahrzeugen und die Hygieneregeln 

eingehalten werden, 

19. entgegen § 5 Absatz 8 Satz 2 als Be-

treiberin oder Betreiber von Museen, 

Gedenkstätten und ähnlichen Kultur- 

und Bildungseinrichtungen, Bibliothe-

ken und Archive die Einhaltung der 

Zutrittsregelung nicht gewährleistet, 

20. entgegen § 5 Absatz 9 Satz 1 ein 

Tierhaus auf dem Zoo- oder Tierpark-

Gelände für den Publikumsverkehr 

öffnet,  

21. entgegen § 5 Absatz 10 Satz 1 ein 

Prostitutionsgewerbe im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes betreibt, 

22. entgegen § 5 Absatz 10 Satz 1 und 2 

sexuelle Dienstleistungen mit Körper-

kontakt in Anspruch nimmt, 

23. entgegen § 5 Absatz 12 Satz 1 Sau-

nen, Dampfbäder und ähnliche Ein-

richtungen zur Nutzung öffnet, 

24. entgegen § 5 Absatz 13 Nummer 1 

bis 10 als Betreiberin oder Betreiber 

eines Fitnessstudios und ähnlicher 

Einrichtungen die Einhaltung der dort 

aufgeführten Hygieneregeln und Zu-

trittsregelung nicht gewährleistet, 

25. entgegen § 5 Absatz 16 Satz 1 und 2 

als verantwortliche Betreiberin oder 

verantwortlicher Betreiber eines Ge-

werbebetriebs mit Publikumsverkehr 

die Zutrittsregelung bezogen auf die 

maximal für die jeweilige Fläche zuge-

lassene Personenanzahl nicht einhält, 

26. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 eine ge-

nannte gastronomische Einrichtung, 

die nicht ausschließlich Speisen und 

18. entgegen § 5 Absatz 7 als verantwort-

liche Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber eines Autokinos nicht ge-

währleistet, dass der Mindestabstand 

von 1,5 Metern zwischen den Kraft-

fahrzeugen und die Hygieneregeln 

eingehalten werden, 

19. entgegen § 5 Absatz 8 Satz 2 als Be-

treiberin oder Betreiber von einer öf-

fentlichen Bibliothek die Einhaltung 

der Zutrittsregelung nicht gewährleis-

tet, 

20. entgegen § 5 Absatz 9 Satz 1 ein 

Tierhaus auf dem Zoo- oder Tierpark-

Gelände für den Publikumsverkehr 

öffnet,  

21. entgegen § 5 Absatz 10 Satz 1 ein 

Prostitutionsgewerbe im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes betreibt, 

22. entgegen § 5 Absatz 10 Satz 1 und 2 

sexuelle Dienstleistungen mit Körper-

kontakt in Anspruch nimmt, 

23. entgegen § 5 Absatz 12 Satz 1 Sau-

nen, Dampfbäder und ähnliche Ein-

richtungen zur Nutzung öffnet, 

24. entgegen § 5 Absatz 13 Nummer 1 

bis 10 als Betreiberin oder Betreiber 

eines Fitnessstudios und ähnlicher 

Einrichtungen die Einhaltung der dort 

aufgeführten Hygieneregeln und Zu-

trittsregelung nicht gewährleistet, 

25. entgegen § 5 Absatz 16 Satz 1 und 2 

als verantwortliche Betreiberin oder 

verantwortlicher Betreiber eines Ge-

werbebetriebs mit Publikumsverkehr 

die Zutrittsregelung bezogen auf die 

maximal für die jeweilige Fläche zuge-

lassene Personenanzahl nicht einhält, 

26. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 eine ge-

nannte gastronomische Einrichtung, 

die nicht ausschließlich Speisen und 

Getränke zur Abholung und Lieferung 
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Getränke zur Abholung und Lieferung 

anbietet, für den Publikumsverkehr 

öffnet, 

27. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 1 und Ab-

satz 3 Satz 2 eine Gaststätte, reine 

Schankwirtschaft, Rauchergaststätte, 

Shisha-Gaststätte oder eine Shisha-

Bar für den Publikumsverkehr außer-

halb der Öffnungszeiten öffnet, 

28. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 2 bis 6, 

Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 3 

als verantwortliche Betreiberin oder 

verantwortlicher Betreiber einer Gast-

stätte, einer reinen Schankwirtschaft, 

einer Rauchergaststätte, einer 

Shisha-Gaststätte, einer Shisha-Bar, 

eines Hotels, eines anderen Beher-

bergungsbetriebes oder einer Ferien-

wohnung die Einhaltung der Hygiene- 

und Abstandsregeln nicht gewährleis-

tet, 

29. entgegen § 6 Absatz 4 Satz 2 Spa- 

und Wellness-Bereiche öffnet, 

30. entgegen § 6a Absatz 2 Satz 1 und 2 

als verantwortliche Betreiberin oder 

verantwortlicher Betreiber einer Ver-

kaufsstelle im Sinne des Ladenöff-

nungsgesetzes die Einhaltung der Zu-

trittsregelung bezogen auf die maxi-

mal für die jeweilige Fläche zugelas-

senen Personenanzahl nicht gewähr-

leistet, 

31. entgegen § 6a Absatz 3 Satz 2 bis 4 

als Betreiberin oder Betreiber von Ein-

kaufszentren (Malls) die Einhaltung 

der Zutrittsregelung und maximal zu-

lässigen Personenzahl nicht gewähr-

leistet,  

32. entgegen § 6a Absatz 3 Satz 5 und 6 

als verantwortliche Betreiberin oder 

verantwortlicher Betreiber eines Ein-

anbietet, für den Publikumsverkehr 

öffnet, 

27. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 1 und Ab-

satz 3 Satz 2 eine Gaststätte, reine 

Schankwirtschaft, Rauchergaststätte, 

Shisha-Gaststätte oder eine Shisha-

Bar für den Publikumsverkehr außer-

halb der Öffnungszeiten öffnet, 

28. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 2 bis 6, 

Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 3 

als verantwortliche Betreiberin oder 

verantwortlicher Betreiber einer Gast-

stätte, einer reinen Schankwirtschaft, 

einer Rauchergaststätte, einer 

Shisha-Gaststätte, einer Shisha-Bar, 

eines Hotels, eines anderen Beher-

bergungsbetriebes oder einer Ferien-

wohnung die Einhaltung der Hygiene- 

und Abstandsregeln nicht gewährleis-

tet, 

29. entgegen § 6 Absatz 4 Satz 2 Spa- 

und Wellness-Bereiche öffnet, 

30. entgegen § 6a Absatz 2 Satz 1 und 2 

als verantwortliche Betreiberin oder 

verantwortlicher Betreiber einer Ver-

kaufsstelle im Sinne des Ladenöff-

nungsgesetzes die Einhaltung der Zu-

trittsregelung bezogen auf die maxi-

mal für die jeweilige Fläche zugelas-

senen Personenanzahl nicht gewähr-

leistet, 

31. entgegen § 6a Absatz 3 Satz 2 bis 4 

als Betreiberin oder Betreiber von Ein-

kaufszentren (Malls) die Einhaltung 

der Zutrittsregelung und maximal zu-

lässigen Personenzahl nicht gewähr-

leistet,  

32. entgegen § 6a Absatz 3 Satz 5 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber eines Ein-
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kaufszentrums (Mall) zentrale Zu-

gangs- und Aufenthaltsbereichen von 

Verkaufsständen nicht freihält, 

33. entgegen § 6a Absatz 4 in Verbin-

dung mit § 6a Absatz 3 Satz 3 bis 4 

als Betreiberin oder Betreiber von 

Kaufhäusern die Sicherstellung der 

Einhaltung der maximal zulässigen 

Personenzahl nicht gewährleistet, 

34. entgegen § 6a Absatz 4 in Verbin-

dung mit Absatz 3 Satz 5 und 6 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber eines Kauf-

hauses zentrale Zugangs- und Auf-

enthaltsbereichen von Verkaufsstän-

den nicht freihält, 

35. entgegen § 7 Absatz 1 öffentliche o-

der private Sportanlagen, Schwimm-

bäder und Frei- und Strandbäder zur 

Nutzung öffnet und keine Ausnahme 

nach § 7 Absatz 2 bis 8 und 10 oder 

keine Ausnahmegenehmigung nach 

§ 7 Absatz 9 vorliegt  

36. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 als 

Einrichtungsleitung nicht gewährleis-

tet, dass die Besuchsregelung einge-

halten wird, 

37. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 und 4 

als Einrichtungsleitung Maßnahmen 

nach Satz 2 nicht zeitlich befristet und 

nicht der zuständigen Aufsichtsbe-

hörde anzeigt, 

38. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 5 als 

Einrichtungsleitung Maßnahmen nach 

Satz 2 nicht dem zuständigen Teilha-

befachdienst anzeigt, 

39. entgegen § 11 Absatz 1 Satz 1 eine 

Einrichtung der Tages- und Nacht-

pflege öffnet und keine Ausnahme 

nach § 11 Absatz 1 Satz 2 und Ab-

satz 2 vorliegt, 

kaufszentrums (Mall) zentrale Zu-

gangs- und Aufenthaltsbereichen von 

Verkaufsständen nicht freihält, 

33. entgegen § 6a Absatz 4 in Verbin-

dung mit § 6a Absatz 3 Satz 3 bis 4 

als Betreiberin oder Betreiber von 

Kaufhäusern die Sicherstellung der 

Einhaltung der maximal zulässigen 

Personenzahl nicht gewährleistet, 

34. entgegen § 6a Absatz 4 in Verbin-

dung mit Absatz 3 Satz 5 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber eines Kaufhauses 

zentrale Zugangs- und Aufenthaltsbe-

reichen von Verkaufsständen nicht 

freihält, 

35. entgegen § 7 Absatz 1 öffentliche o-

der private Sportanlagen, Schwimm-

bäder und Frei- und Strandbäder zur 

Nutzung öffnet und keine Ausnahme 

nach § 7 Absatz 2 bis 8 und 10 oder 

keine Ausnahmegenehmigung nach 

§ 7 Absatz 9 vorliegt  

36. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 als 

Einrichtungsleitung nicht gewährleis-

tet, dass die Besuchsregelung einge-

halten wird, 

37. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 und 4 

als Einrichtungsleitung Maßnahmen 

nach Satz 2 nicht zeitlich befristet und 

nicht der zuständigen Aufsichtsbe-

hörde anzeigt, 

38. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 5 als 

Einrichtungsleitung Maßnahmen nach 

Satz 2 nicht dem zuständigen Teilha-

befachdienst anzeigt, 

39. entgegen § 11 Absatz 1 Satz 1 eine 

Einrichtung der Tages- und Nacht-

pflege öffnet und keine Ausnahme 

nach § 11 Absatz 1 Satz 2 und Ab-

satz 2 vorliegt, 
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40. entgegen § 11a Absatz 1 Satz 1 ers-

ter Halbsatz eine Werkstatt für Men-

schen mit Behinderungen und Tages-

förderstätten für Menschen mit Behin-

derungen und Angebote anderer Leis-

tungsanbieter nach § 60 des Neunten 

Buchs Sozialgesetzbuch öffnet und 

keine Ausnahme nach § 11a Abs. 1 

zweiter Halbsatz, Satz 2 oder Satz 3, 

Absatz 2 oder Absatz 3 vorliegt, 

41. entgegen § 11a Absatz 2 als Einrich-

tungsleitung nicht gewährleistet, dass 

für die Beschäftigung und Betreuung 

von Leistungsberechtigten in Werk-

stätten für Menschen mit Behinderun-

gen die in der in § 11a Absatz 2 Nr. 1 

bis 3 genannten Voraussetzungen o-

der ab dem 1. Juni 2020 der in § 11a 

Absatz 2 Satz 2 genannten Voraus-

setzungen eingehalten werden, 

42. entgegen § 11 a Absatz 3 ab dem 

1. Juni 2020 eine Einrichtung betreibt, 

ohne dass die in § 11a Absatz 3 Nr. 1 

und 2 genannten Voraussetzungen 

vorliegen, 

43. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 1 bis 3 

eine öffentliche Schule, eine Schule in 

freier Trägerschaft einschließlich ei-

ner Einrichtung des Zweiten Bildungs-

weges entgegen der näheren Bestim-

mungen der für Schulwesen zuständi-

gen Senatsverwaltung betreibt und 

keine Ausnahme nach § 12 Absatz 2 

vorliegt,  

44. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 4 eine 

Schülerfahrt durchführt, 

45. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 4 an ei-

ner angebotenen Schülerfahrt teil-

nimmt, 

46. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 2 als 

Einrichtungsleitung nicht gewährleis-

40. entgegen § 11a Absatz 1 Satz 1 ers-

ter Halbsatz eine Werkstatt für Men-

schen mit Behinderungen und Tages-

förderstätten für Menschen mit Behin-

derungen und Angebote anderer Leis-

tungsanbieter nach § 60 des Neunten 

Buchs Sozialgesetzbuch öffnet und 

keine Ausnahme nach § 11a Abs. 1 

zweiter Halbsatz, Satz 2 oder Satz 3, 

Absatz 2 oder Absatz 3 vorliegt, 

41. entgegen § 11a Absatz 2 als Einrich-

tungsleitung nicht gewährleistet, dass 

für die Beschäftigung und Betreuung 

von Leistungsberechtigten in Werk-

stätten für Menschen mit Behinderun-

gen die in der in § 11a Absatz 2 Nr. 1 

bis 3 genannten Voraussetzungen o-

der ab dem 2. Juni 2020 der in § 11a 

Absatz 2 Satz 2 genannten Voraus-

setzungen eingehalten werden, 

42. entgegen § 11 a Absatz 3 ab dem 

2. Juni 2020 eine Einrichtung betreibt, 

ohne dass die in § 11a Absatz 3 Nr. 1 

und 2 genannten Voraussetzungen 

vorliegen, 

43. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 1 bis 3 

eine öffentliche Schule, eine Schule in 

freier Trägerschaft einschließlich ei-

ner Einrichtung des Zweiten Bildungs-

weges entgegen der näheren Bestim-

mungen der für Schulwesen zuständi-

gen Senatsverwaltung betreibt und 

keine Ausnahme nach § 12 Absatz 2 

vorliegt,  

44. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 4 eine 

Schülerfahrt durchführt, 

45. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 4 an ei-

ner angebotenen Schülerfahrt teil-

nimmt, 

46. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 2 als 

Einrichtungsleitung nicht gewährleis-
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tet, dass in einer Musikschule oder Ju-

gendkunstschule Unterricht in Grup-

pen nur mit bis zu 5 Personen stattfin-

det,  

47. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 3 als 

Einrichtungsleitung den Gesangsun-

terricht und den Unterricht mit Blasin-

strumenten über den zulässigen Ein-

zelunterricht hinaus in Unterrichtsein-

heiten öffnet, 

48. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 1 bis 4 

als Einrichtungsleitung einer freien 

Einrichtung im Sinne des Schulgeset-

zes nicht gewährleistet, dass die be-

sonderen Schutzvorkehrungen in den 

genannten Unterrichtseinheiten ein-

gehalten werden,  

49. entgegen § 12 Absatz 7 und 8 eine 

Tageseinrichtung und Angebote der 

Kindertagespflege im Sinne des Kin-

dertagesförderungsgesetzes entge-

gen der näheren Bestimmungen 

durch die für diese Einrichtungen zu-

ständige Senatsverwaltung betreibt, 

50. entgegen § 12 Absatz 10 Satz 1 und 2 

als durchführende Person nicht ge-

währleistet, dass die dort genannten 

Voraussetzungen für die private Kin-

derbetreuung eingehalten werden, 

51. entgegen § 12 Absatz 10 Satz 3 als 

durchführende Person nicht gewähr-

leistet, dass die dort genannten Vo-

raussetzungen für privat organisierte 

und verantwortete Kinderbetreuung 

im Haushalt oder Räumlichkeiten Drit-

ter eingehalten werden, 

52. entgegen § 12 Absatz 11 Satz 1 und 2 

Einrichtungen der Fort- und Weiterbil-

dung im Bereich der Kinder- und Ju-

gendhilfe sowie der Aus-, Fort- und 

Weiterbildung von Lehrkräften entge-

gen der näheren Bestimmungen der 

tet, dass in einer Musikschule oder Ju-

gendkunstschule Unterricht in Grup-

pen nur mit bis zu 5 Personen stattfin-

det,  

47. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 3 als 

Einrichtungsleitung den Gesangsun-

terricht und den Unterricht mit Blasin-

strumenten über den zulässigen Ein-

zelunterricht hinaus in Unterrichtsein-

heiten öffnet, 

48. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 1 bis 4 

als Einrichtungsleitung einer freien 

Einrichtung im Sinne des Schulgeset-

zes nicht gewährleistet, dass die be-

sonderen Schutzvorkehrungen in den 

genannten Unterrichtseinheiten ein-

gehalten werden,  

49. entgegen § 12 Absatz 7 und 8 eine 

Tageseinrichtung und Angebote der 

Kindertagespflege im Sinne des Kin-

dertagesförderungsgesetzes entge-

gen der näheren Bestimmungen 

durch die für diese Einrichtungen zu-

ständige Senatsverwaltung betreibt, 

50. entgegen § 12 Absatz 10 Satz 1 und 2 

als durchführende Person nicht ge-

währleistet, dass die dort genannten 

Voraussetzungen für die private Kin-

derbetreuung eingehalten werden, 

51. entgegen § 12 Absatz 10 Satz 3 als 

durchführende Person nicht gewähr-

leistet, dass die dort genannten Vo-

raussetzungen für privat organisierte 

und verantwortete Kinderbetreuung 

im Haushalt oder Räumlichkeiten Drit-

ter eingehalten werden, 

52. entgegen § 12 Absatz 11 Satz 1 und 2 

Einrichtungen der Fort- und Weiterbil-

dung im Bereich der Kinder- und Ju-

gendhilfe sowie der Aus-, Fort- und 

Weiterbildung von Lehrkräften entge-

gen der näheren Bestimmungen der 
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für diese Einrichtungen zuständigen 

Senatsverwaltungen betreibt, 

53. entgegen § 13 Absatz 1 eine Gesund-

heits- und Pflegefachschule sowie 

sonstige Einrichtung der Berufsbil-

dung entgegen der näheren Bestim-

mungen der jeweils zuständigen Se-

natsverwaltungen betreibt, 

54. entgegen § 13 Absatz 5 in Verbin-

dung mit § 4 Absatz 3 Satz 1 als Ver-

anstalterin oder Veranstalter keine 

Anwesenheitsdokumentation führt, 

diese nicht für die Dauer von vier Wo-

chen aufbewahrt oder sie auf Verlan-

gen der zuständigen Behörde nicht 

herausgibt,  

55. entgegen 13 Absatz 5 in Verbindung 

mit § 4 Absatz 3 Satz 2 als Veranstal-

terin oder Veranstalter die Einhaltung 

der Zutrittsregelung nicht gewährleis-

tet, 

56. entgegen § 14 Absatz 1 eine staatli-

che, private oder konfessionelle 

Hochschule für den Präsenzlehrbe-

trieb und für den Publikumsverkehr 

öffnet, 

57. entgegen § 16 Satz 1 den Botani-

schen Garten über die zulässigen Au-

ßenanlagen hinaus öffnet, 

58. entgegen § 17 Satz 2 bis 3 als Betrei-

berin oder Betreiber einer Mensa die 

Einhaltung des Mindestabstandes 

und der Hygieneregeln nicht gewähr-

leistet, 

59. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1 als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender die häusli-

che Absonderung nicht einhält, 

60. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1 sich 

als Einreisende, Einreisender, Rück-

reisende oder Rückreisender nicht un-

für diese Einrichtungen zuständigen 

Senatsverwaltungen betreibt, 

53. entgegen § 13 Absatz 1 eine Gesund-

heits- und Pflegefachschule sowie 

sonstige Einrichtung der Berufsbil-

dung entgegen der näheren Bestim-

mungen der jeweils zuständigen Se-

natsverwaltungen betreibt, 

54. entgegen § 13 Absatz 5 in Verbin-

dung mit § 4 Absatz 3 Satz 1 als Ver-

anstalterin oder Veranstalter keine 

Anwesenheitsdokumentation führt, 

diese nicht für die Dauer von vier Wo-

chen aufbewahrt oder sie auf Verlan-

gen der zuständigen Behörde nicht 

herausgibt,  

 

 

 

 

55. entgegen § 14 Absatz 1 eine staatli-

che, private oder konfessionelle 

Hochschule für den Präsenzlehrbe-

trieb und für den Publikumsverkehr 

öffnet, 

56. entgegen § 16 Satz 1 den Botani-

schen Garten über die zulässigen Au-

ßenanlagen hinaus öffnet, 

57. entgegen § 17 Satz 2 bis 5 als Betrei-

berin oder Betreiber einer Mensa die 

Einhaltung des Mindestabstandes 

und der Hygieneregeln nicht gewähr-

leistet, 

58. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1 als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender die häusli-

che Absonderung nicht einhält, 

59. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1 sich 

als Einreisende, Einreisender, Rück-

reisende oder Rückreisender nicht un-
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verzüglich auf direktem Weg in die ei-

gene Häuslichkeit oder eine andere 

geeignete Unterkunft begibt, 

61. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 2 als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender Besuch 

empfängt, 

62. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 2 eine 

dort genannte Person besucht, 

63. entgegen § 19 Absatz 2 Satz 1 als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender nicht un-

verzüglich das zuständige Gesund-

heitsamt kontaktiert,  

64. entgegen § 19 Absatz 2 Satz 2 als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender beim Auf-

treten von Krankheitssymptomen 

nicht unverzüglich das zuständige 

Gesundheitsamt informiert. 

 

verzüglich auf direktem Weg in die ei-

gene Häuslichkeit oder eine andere 

geeignete Unterkunft begibt, 

60. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 2 als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender Besuch 

empfängt, 

61. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 2 eine 

dort genannte Person besucht, 

62. entgegen § 19 Absatz 2 Satz 1 als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender nicht un-

verzüglich das zuständige Gesund-

heitsamt kontaktiert,  

63. entgegen § 19 Absatz 2 Satz 2 als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender beim Auf-

treten von Krankheitssymptomen 

nicht unverzüglich das zuständige 

Gesundheitsamt informiert. 

 



 

 

II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 
 

§ 32 

Erlass von Rechtsverordnungen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für Maß-

nahmen nach den §§ 28 bis 31 maßgebend sind, auch durch Rechtsverordnungen 

entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten zu 

erlassen. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung 

auf andere Stellen übertragen. Die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 

2 Satz 2 Grundgesetz), der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 Grundgesetz), der Ver-

sammlungsfreiheit (Artikel 8 Grundgesetz), der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 

13 Abs. 1 Grundgesetz) und des Brief- und Postgeheimnisses (Artikel 10 Grundgesetz) 

können insoweit eingeschränkt werden. 


